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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 14 AS 81/13 B 
 
L 12 AS 1571/11 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 56 (27) AS 339/09 (SG Dortmund) 
 
 
 
1. ……………….., 
 
2. ……………….., 
 
3. ……………......, 
 
 
 
 
 
 Klägerinnen und Beschwerdeführerinnen, 
 
Prozessbevollmächtigte zu 1. bis 3.: …………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Märkischer Kreis, 
Friedrichstraße 59-61, 58636 Iserlohn, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. Mai 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  U d s c h i n g    sowie den Richter   Prof. Dr.  B e c k e r  

und die Richterin   K r a u ß  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerinnen gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 30. Januar 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung des 

Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Die Klägerinnen haben zur Begründung ihrer Beschwerde keinen 

der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche Bedeu-

tung, Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig darge-

legt oder bezeichnet. 

 

Die Klägerinnen stützen ihre Beschwerde als erstes auf den Zulassungsgrund der grundsätz-

lichen Bedeutung der Rechtssache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG. Die Darlegung der grundsätz-

lichen Bedeutung der Rechtssache erfordert die Formulierung einer bestimmten abstrakten 

Rechtsfrage, der in dem Rechtsstreit eine grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende 

Bedeutung beigemessen wird (BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 60). Die abstrakte Rechtsfrage ist klar zu formulieren, um an ihr die weiteren Voraus-

setzungen für die begehrte Revisionszulassung nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG prüfen zu können 

(Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, IX, RdNr 181).  

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Zunächst fehlt es schon 

an der Bezeichnung einer derartigen abstrakten Rechtsfrage, weil die Klägerinnen nur die Frage 

"nach der korrekten Interpretation und Anwendung der zitierten Rechtsprechung des Bundes-

sozialgerichts" formuliert haben. 

 

Ihre weiteren Ausführungen, insbesondere zum Vergleich ihres Verfahrens mit dem vom Senat 

im Urteil vom 29.11.2012 - B 14 AS 33/12 R - SozR 4-4200 § 11 Nr 57 entschiedenen, weisen 

auch keine inzidente Formulierung einer solchen Rechtsfrage auf, sondern zielen - wie der 

behaupteten "Ungleichbehandlung nach Art. 3 GG" ebenso zu entnehmen ist - auf eine 

mögliche fehlerhafte Rechtsanwendung des LSG in ihrem Einzelfall ab. Dies führt jedoch nicht 

zu einer grundsätzlichen Bedeutung der damit in Zusammenhang stehenden Rechtsfrage. 

 

Soweit die Klägerinnen den Zulassungsgrund der Abweichung (Divergenz) rügen, mangelt es 

ebenfalls an den entsprechenden Darlegungen. Denn eine Abweichung iS des § 160 Abs 2 Nr 2 

SGG ist nur dann hinreichend dargetan, wenn aufgezeigt wird, mit welcher genau bestimmten 

entscheidungserheblichen rechtlichen Aussage die angegriffene Entscheidung des LSG von 

welcher ebenfalls genau bezeichneten rechtlichen Aussage des Bundessozialgerichts (BSG), 

des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bun-

desverfassungsgerichts (BVerfG) abweicht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 21, 29 und 54). Eine 

Abweichung liegt nicht schon vor, wenn die angefochtene Entscheidung nicht den Kriterien ent-

sprechen sollte, die das BSG, der GmSOGB oder das BVerfG aufgestellt haben, weil die Un-

richtigkeit einer Entscheidung im Einzelfall nicht die Zulassung einer Revision wegen Abwei-
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chung rechtfertigt. Erforderlich ist vielmehr, dass das LSG diesen Kriterien widersprochen und 

über den Einzelfall hinausgehende andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat (vgl Kras-

ney/Udsching, aaO, IX, RdNr 196 mwN; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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